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der ohnehin kaum präsenten außerpar-
lamentarischen Linken nicht leichter, 
sich in einem Feld zu positionieren, das 
von den inakzeptablen Alternativen ei-
ner unkritischen pro-EU-Haltung einer-
seits und Nationalismus andererseits 
dominiert wird.

Deutlich wichtiger dürfte leider sein, 
wie sich Jeremy Corbyn positioniert. 2015 
wurde er, obschon zum sozialistischen 
Flügel der Labour Party gehörend, in 
einer Urwahl überraschend zum Partei-
führer gewählt, weil er die Unterstützung 
vieler, besonders junger Parteimitglieder 
sowie einiger Gewerkschaften besaß. Da 
er sich vor dem Referendum nur halb-
herzig für einen Verbleib in der EU ausge-
sprochen hatte, kam er danach unter hef-
tigen Druck des rechten, blairistischen 
Parteiflügels: Seine zögerliche Haltung 
habe den Sieg des Brexit-Lagers mit er-
möglicht. Eine darauf anberaumte zwei-
te Urwahl durch die Labour-Mitglieder 
gewann er jedoch, sogar deutlicher als 
beim ersten Mal. Damit ist er momentan 
unangefochten und hat ein Mandat für 
klar linke Oppositionspolitik. Allerdings 
hält auch er sich bisher bedeckt.

Eine der unmittelbaren Folgen des 
Brexit-Referendums war die Zunahme 
rassistisch motivierter körperlicher und 
verbaler Attacken, etwa gegen polnische 
Migrant_innen oder Brit_innen mit afri-
kanischem oder südasiatischem Hinter-
grund. Mittlerweile ist die Anzahl solcher 
Attacken zwar wieder auf »Normalmaß« 
zurückgegangen, doch die Atmosphäre 
im Land hat sich verändert. Viele der zahl-
reichen in England lebenden EU-Auslän-
der_innen denken darüber nach, ob sie 
in Großbritannien noch eine persönliche 
Zukunft haben. Für Nicht-EU-Ausländer_
innen ändert sich vermutlich nicht so viel 
– denn für sie gelten ohnehin andere, viel 
restriktivere Regeln was Einwanderung 
und Aufenthalt betrifft. Gleichwohl kön-
nen natürlich auch diese Regeln in einem 
feindseliger gewordenen Klima noch ein-
mal verschärft werden.

Eine Verstärkung der nationalisti-
schen Atmosphäre ist nicht unwahr-
scheinlich, aber auch keineswegs sicher. 
Sollte sich der Brexit als das wirtschaftli-
che und politische Desaster herausstellen, 
das viele Brexit-Gegner_innen voraussa-
gen, könnte sich die Stimmung auch wie-
der in die andere Richtung drehen – vor 
allem dann, wenn eine besser aufgestellte 
Linke die Situation zu nutzen weiß. 

Julian Müller hat sechs Jahre an einer 
englischen Uni verbracht, lebt und arbei-
tet aber nun in Amsterdam.

Zumindest im Falle eines weichen Bre-
xits müssten nämlich neue Regelungen 
auf vielen komplizierten Gebieten aus-
gehandelt werden: etwa in Bezug auf 
die Freizügkeit für Arbeitnehmer_innen 
und Auslands- bzw. Austauschstudent_
innen, die Rechte der in Großbritannien 
lebenden EU-Ausländer_innen und nicht 
zuletzt eine ganze Reihe verschiedener 
Industrien, von Fischerei und Landwirt-
schaft bis zum in Großbritannien extrem 
wichtigen und einflussreichen Finanz-
sektor in der City of London.

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor be-
trifft die Existenz Großbritanniens als 
einem aus vier Nationen bestehenden 
Staat selbst. So haben die Wähler_in-
nen in England und Wales für Brexit ge-
stimmt, in Schottland und Nordirland 

jedoch klar dagegen. Nach dem Referen-
dum erklärte Nicola Sturgeon, Chefin der 
schottischen Autonomieregierung in 
Edinburgh und Mitglied der linksnatio-
nalistischen Scottish National Party, dass 
ihre Regierung ein zweites Referendum 
über eine schottische Unabhängigkeit 
vom Vereinigten Königreich abzuhalten 
bereit ist, besonders im Falle eines harten 
Brexits. Im ersten Unabhängigkeitsrefe-
rendum im Jahr 2014 gewann das »Nein« 
zur Unabhängigkeit mit 55 Prozent der 
Stimmen. Allerdings hat auch sie bislang 
keine definitiven Ankündigungen ge-
macht, unter anderem weil sie auf eine 
klare Positionierung der Regierung in 
London wartet.

Was die außerparlamentarische Lin-
ke und die sozialen Bewegungen betrifft, 
so haben deren Positionen während der 

Kampagne für und wider Brexit in der 
Öffentlichkeit praktisch keine Rolle ge-
spielt. Das hat sich seitdem nicht geän-
dert. Der größte Teil von ihnen sprach 
sich für den Verbleib in der EU aus, weil 
ihrer (korrekten) Einschätzung nach ein 
Votum für Austritt ein Sieg der Rechten 
wäre – von marktradikalen Thatche-
rist_innen, denen die EU zu viel in den 
freien Markt eingreift, über die nationa-
listische und rassistische UKIP und den 
rechten Flügel der Tories bis hin zu der 
an Scheußlichkeit kaum zu überbieten-
den englischen Boulevardpresse. 

Auch in der Linken 
herrscht Uneinigkeit
Allerdings gab es einen kleineren Teil der 
Linken, der sich auf Basis der ebenfalls 
korrekten Einschätzung, dass die EU ein 
zutiefst undemokratisches Sturmge-
schütz des Neoliberalismus ist, für einen 
linken Brexit – oder Lexit – aussprach. 
Dabei übergingen sie freilich die Tatsa-
che, dass der Neoliberalismus in Groß-

britannien wenig mit der EU zu tun hat 
und sehr viel mit den seit Thatchers Zei-
ten nachhaltig zugunsten des Kapitals 
verschobenen Kräfteverhältnissen im 
eigenen Land.

Dieser Teil der Linken kann auch dar-
auf verweisen, dass viele von der neolibe-
ralen Politik der letzten drei Jahrzehnte 
schwer gebeutelten Arbeiterbezirke im 
Norden Englands und Wales für den EU-
Austritt stimmten, die sonst stets links, 
das heißt Labour gewählt hatten. Daher 
wird zur Zeit diskutiert, inwiefern das 
Brexit-Votum nicht nur Ausdruck von 
Nationalismus und Fremdenfeindlich-
keit ist, sondern auch einen anschluss-
fähigen antineoliberalen Klassenkampf-
aspekt beinhaltet. Diese Verschränkung 
unterschiedlicher Motive und Faktoren 
sowie die eigene Uneinigkeit machen es 
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Auch heute ist Harwich einer der wichtigsten Fährhäfen des Vereinigten Königreichs. Viele Verbindungen sind jedoch schon 
vor Jahren eingestellt worden. Nun steht Großbritannien vor der Frage, wie viele Brücken zum europäischen Festland noch 
abgebrochen werden sollen.

Ungleichheit oder 
Verelendung?

D
ie Rede von Ungleichheit ist den gegen-
wärtigen sozialen Entwicklungen nicht 
mehr angemessen, sagen Soziolg_innen 
wie Saskia Sassen, Zygmunt Bauman, Loïc 
Wacquant oder Claus Offe. Der Begriff der 

Ungleichheit setzt nämlich zwei Seiten voraus, die bei-
de (noch) etwas haben, das dann eben ungleich verteilt 
ist – zum Beispiel Güter, Einkommen oder Reichtum. 

Wenn wir uns die gegenwärtige globale Situation 
vor Augen halten, ist diese Bedingung nicht gege-
ben: Die große Masse der Menschen ist bereits von 
jeglicher Verteilung ausgeschlossen und lässt sich 
somit nicht mehr wirklich vergleichen. Verteilungs-
gerechtigkeit setzt einen wie auch immer gearteten 
Maßstab voraus, und der ist bereits verloren gegan-
gen. Debatten, die sich um die Gerechtigkeit von Un-
gleichheit drehen, liegen daher schon von vornher-
ein daneben.

Besser und angemessener ist es, die Logik des 
Ausschlusses in den Mittelpunkt zu rücken. In die-
sem Sinne hat beispielsweise Slavoj Žižek von »neu-
en Mauern« gesprochen. Damit sind nicht nur die 
sichtbaren Grenzzäune gemeint, sondern auch die 
Mauern, die die Gesamtlogik von Innen und Außen 
bestimmen. »Außen« sind nicht nur diejenigen, die 
sich außerhalb der territorialen Grenzen und damit 
im »Nirgendwo« aufhalten, wie die Flüchtlinge und 
globalen Lagerbevölkerungen. 

»Außen« sind diejenigen, die vom globalen Kapi-
talismus ausgeschlossen werden, d.h. die Deklassier-
ten, Überflüssigen und Enteigneten. »Innen« sind 
diejenigen, die sich im Inneren des Kapitalismus 
befinden. Die Differenzierung von Innen und Außen 
geht demnach der Ungleichheitsdebatte und der Fra-
ge nach der Verteilung voraus. Dies ist die Logik des 
Kapitals, und der müssen wir uns zuwenden.

Der Unterschied von Innen und Außen hat einen 
physischen Charakter. Als Beispiel: Gesetze exis-
tieren nicht nur in den Köpfen der Menschen. Sie 
werden physisch erzwungen. Das Territorium, auf 
dem diese Durchsetzung stattfindet, ist materiell. 
In diesem Sinne sind Gesetze immer verkörpert. Der 
universelle Anspruch jeder Gesetzesformulierung 
steht so im Konflikt mit seiner physisch-materiellen 
Existenz und Reichweite. Das sieht man z.B. schon an 
Grundsätzen, die im Grundgesetz verankert sind. Da 
heißt es im Artikel 1: »Die Würde des Menschen ist 
unantastbar.« 

Nun ist aber klar, dass die Außenpolitik der Bun-
desregierung und die Lage »der« Menschen dieser 
Forderung nach Gerechtigkeit nicht entspricht. Das 
kann sie auch nicht, weil es eigentlich ungefähr so 
heißen müsste: »Die Würde der im deutschen Terri-
torium lebenden Menschen ist unantastbar.« Damit 
steht hier der Anspruch auf universelle Gerechtigkeit 
der nationalstaatlichen Logik von Innen und Außen 
entgegen. Die Innen-Außen-Differenzierung geht 
dem Verallgemeinerungsanspruch von Normen oder 
Werten voraus. Für den linken Diskurs bedeutet das, 
dass es den Begriff der Ungleichheit nicht ohne einen 
sozial-ökonomischen Rahmen geben kann.

Leider wird in den meisten Debatten davon ausge-
gangen, dass Marxens Prognose von der »völlige(n) 
Verelendung der unmittelbaren Produzenten« sich 
nicht erfüllt hat und dass daher seine Theorie nicht 
mehr auf die heutige Zeit angewendet werden kann. 
Was wir daher brauchen, so wird argumentiert, ist 
eine Diskussion um die gerechte Verteilung des 
Reichtums. 

Wenn man aber die Dynamik des Kapitalismus 
gleich von Anfang an (wie von Marx und Engels im 
Kommunistischen Manifest ausgeführt) als globale 
versteht, muss man zu dem Schluss kommen, dass 
es sich genau anders herum verhält: eine große 
Masse der Menschen muss sich aufgrund von Land-
raub, Akkumulation, Urbanisierung und genereller 
Ausbeutung vom Abfall der anderen ernähren oder 
muss aufgrund von Hunger und Krankheiten elendig 
sterben. Marxens historische Analyse der Kapitalak-
kumulation ist daher aktueller denn je. Gewalt, wie 
Marx es im Kapital ausführt, ist eine »ökonomische 
Potenz«. Die gegenwärtige Verelendung der Massen, 
die sogenannte »Lumpen-Urbanisierung«, die aus 
der Akkumulation des Kapitals stammt, ist der sicht-
barste Ausdruck dieses Begriffes.

Ungleichheit, global gesehen, ist daher nicht ein-
fach nur ein Verteilungsproblem, das wir in unseren 
Gerechtigkeitsdiskursen behandeln sollten. Was sich 
wirklich dahinter versteckt, ist die Logik der Kapita-
lakkumulation. Um ein Innen zu haben, muss nach 
dieser Logik immer ein Außen existieren, durch das 
die Dynamik vorangetrieben wird. Politische Ökono-
mie und Gerechtigkeit sind daher zwei Seiten dersel-
ben Medaille. 

Christian Lotz
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Noch Fragen?
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Fortsetzung von Seite 1

Insel der Ungewissheit
International Großbritannien nach dem Brexit-Referendum

Die Positionen der außerparla-
mentarischen Linken und der 
sozialen Bewegungen haben 
während der Brexit-Kampagne 
praktisch keine Rolle gespielt.


